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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.07.2002 

Geschäftszahl 

2002/07/0039 

Rechtssatz 

Die Bestimmung des § 105 Abs. 1 lit. b WRG 1959 hat nicht nur für wasserrechtliche Bewilligungen Bedeutung; 
die Verletzung des dort genannten öffentlichen Interesses macht die Erteilung eines wasserpolizeilichen 
Auftrages nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 zulässig. 


